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Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
 

Nr. ROF - SG55.2 - 2 - 2522 - 3 - 20 

Allgemeinverfügung der Regierung von 
Oberfranken zur Gewährung von 

Ausnahmen von der Benennung gem. 
Art. 44 Abs. 2 der Durchführungsverord-

nung (EU) 2023/594 für zugelassene 
Betriebe nach Art. 4 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 853/2004 

Bekanntmachung 
der Regierung von Oberfranken 

vom 4. Dezember 2024, 
Az. ROF - SG55.2 - 2522 - 3 - 20 - 16/24 

 
Aufgrund des Art. 44 Abs. 2 Durchführungsverord-
nung (EU) 2023/594 vom 16. März 2023 mit besonde-
ren Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf 
die Afrikanische Schweinepest und zur Aufhebung 
der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 (Amts-
blatt der Europäischen Union L 79 vom 17. März 
2023, S. 65) sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über den gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. 
S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 
Abs. 29 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist, und § 5 Abs. 2 Nr. 3 der 
Verordnung über den gesundheitlichen Verbraucher-
schutz (Gesundheitlicher Verbraucherschutzverord-
nung – GesVSV) vom 1. August 2017 (GVBl. S. 402, 
BayRS 2120-11-U), die zuletzt durch Verordnung vom 
28. Juli 2022 (GVBl. S. 492) geändert worden ist, 
ergeht für das gesamte Gebiet des Regierungsbezirks 
Oberfranken folgende: 

Allgemeinverfügung 

I. 

Für nach Art. 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 853/2004 im Regierungsbezirk Oberfranken zuge-
lassene Betriebe, die frisches Fleisch und Fleischer-
zeugnisse, einschließlich Tierdarmhüllen, verarbeiten, 
zerlegen und lagern, das bzw. die von Schweinen ge-
wonnen wurden, die in Sperrzonen II oder III gehalten 
wurden, ist eine Benennung gem. Art. 44 Abs. 2 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 unter Ein-
haltung nachfolgender Voraussetzungen nicht erfor-
derlich (sog. Ausnahme von der Benennung): 

a) Das frische Fleisch und die Fleischerzeugnisse, 
einschließlich Tierdarmhüllen, von Schweinen 
werden in diesen Betrieben ausnahmslos mit ei-
nem besonderen Identitätskennzeichen gem. 
Art. 47 der Durchführungsverordnung (EU) 
2023/594 gekennzeichnet, 

b) das frische Fleisch und die Fleischerzeugnisse, 
einschließlich Tierdarmhüllen, von Schweinen aus 

diesen Betrieben werden ausschließlich innerhalb 
Deutschlands vermarktet, 

c) die tierischen Nebenprodukte von Schweinen aus 
diesen Betrieben werden im Einklang mit Art. 35 
der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 in-
nerhalb Deutschlands verarbeitet oder beseitigt, 
und 

d) die Inanspruchnahme der Ausnahme von der Be-
nennung wurde der Regierung von Oberfranken 
durch den Betrieb in Textform angezeigt, bevor 
Fleisch, Fleischerzeugnisse oder Tierdarmhüllen 
von Schweinen verarbeitet, zerlegt oder gelagert 
werden, die in einer Sperrzone II oder III gehalten 
wurden. 

 
II. 

Diese Allgemeinverfügung gilt am auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gege-
ben. 
 

III. 

Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten 
erhoben. 
 

Gründe: 

Die Regierung von Oberfranken ist für den Erlass die-
ser Allgemeinverfügung sachlich und örtlich zustän-
dig gem. Art.  2 Abs. 1 Nr. 2 GVVG i.V.m. § 5 Abs. 2 
Nr. 3 GesVSV und Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG). 
 

zu I. 

Rechtsgrundlage für die Gewährung von Ausnahmen 
von der Benennung ist Art. 44 Abs. 2 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2023/594. Demnach kann die 
zuständige Behörde beschließen, dass eine beson-
dere Benennung für Betriebe, die frisches Fleisch und 
Fleischerzeugnisse, einschließlich Tierdarmhüllen, 
verarbeiten, zerlegen und lagern, das bzw. die von 
Schweinen gewonnen wurden, die in Sperrzonen II o-
der III gehalten wurden, unter bestimmten Vorausset-
zungen nicht erforderlich ist. Mit der Nutzung der 
Ausnahme steht es den Betrieben frei, jederzeit 
Fleisch von Schweinen, die in Sperrzonen II oder III 
gehalten wurden, zu verarbeiten, zu zerlegen und zu 
lagern. Dies umfasst demnach auch Fleisch von 
Schweinen, das für den menschlichen Verzehr geeig-
net, aber nicht EU-weit handelbar ist.  

Bei Inanspruchnahme der Ausnahme von der Benen-
nung dürfen Fleisch, Fleischerzeugnisse und Tier-
darmhüllen aus diesen Betrieben nur innerhalb 
Deutschlands vermarktet werden. Ein EU-weites In-
verkehrbringen muss ausgeschlossen werden, siehe 
Art. 44 Abs. 2 lit. b) Durchführungsverordnung (EU) 
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2023/594. Damit die rein nationale Vermarktung die-
ses Fleisches, der Fleischerzeugnisse oder Tierdarm-
hüllen gewährleistet werden kann, sieht das Unions-
recht daher gem. Art. 44 Abs. 2 lit. a) Durchführungs-
verordnung (EU) 2023/594 ab dem Zeitpunkt der An-
zeige der Inanspruchnahme der Ausnahme von der 
Benennung ausnahmslos eine besondere Kennzeich-
nung aller in diesen Betrieben hergestellten Erzeug-
nisse (Fleisch, Fleischerzeugnisse, Tierdarmhüllen) 
gem. Art. 47 der Durchführungsverordnung (EU) 
2023/594 vor. Dies gilt auch für Erzeugnisse von 
Schweinen, die nicht aus einer Sperrzone II oder III 
stammen. 

Weiterhin ist sicherzustellen, dass auch anfallende 
tierische Nebenprodukte aus Betrieben, die von der 
Ausnahme von der Benennung Gebrauch machen, 
nicht EU-weit in den Verkehr gebracht werden, son-
dern innerhalb Deutschlands verarbeitet oder besei-
tigt werden. Damit dies sichergestellt wird, sieht das 
Unionsrecht gem. Art. 44 Abs. 2 lit. c) Durchführungs-
verordnung (EU) 2023/594 ab dem Zeitpunkt der An-
zeige der Inanspruchnahme der Ausnahme von der 
Benennung ausnahmslos die Verarbeitung oder Be-
seitigung gem. Art. 35 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2023/594 vor. Die anfallenden tierischen Neben-
produkte von Schweinen können demnach in zuge-
lassenen Verarbeitungsbetrieben, Verbrennungsanla-
gen oder Mitverbrennungsanlagen nach Art. 24 
Abs. 1 Buchstabe a) – c) der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 verarbeitet oder beseitigt werden.  

Die Anordnung der verpflichtenden Anzeige der Inan-
spruchnahme der Ausnahme von der Benennung in 
Nr. I lit. d) dieser Allgemeinverfügung ergeht aufgrund 
Art. 36 Abs. 2 Nr. 2 BayVwVfG. Es ist erforderlich, 
dass ein Betrieb bei der Regierung anzeigt, dass er 
von der Ausnahme von der Benennung Gebrauch ma-
chen möchte, bevor er Fleisch, Fleischerzeugnisse o-
der Tierdarmhüllen von Schweinen verarbeitet, zer-
legt oder lagert, die in einer Sperrzone II oder III ge-
halten wurden.  

Diese Vorgabe ergibt sich aus der Tatsache, dass ein 
Betrieb ab dem Zeitpunkt der Inanspruchnahme der 
Ausnahme von der Benennung verpflichtet ist, sicher-
zustellen, dass die Bedingungen unter Nr. I lit. a) – c) 
dieser Allgemeinverfügung eingehalten werden und-
dies von der zuständigen Regierung überwacht wer-
den muss. Dies kann nur sichergestellt werden, wenn 
die Regierung Kenntnis darüber hat, welche Betriebe 
zu welchem Zeitpunkt die Ausnahme nutzen. 

zu II. 

Nr. II. dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 41 
Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. Von der Möglichkeit der Frist-
verkürzung wurde Gebrauch gemacht, um den Wirt-
schaftsbeteiligten ohne zeitliche Verzögerung zu er-
möglichen, die Ausnahme von der Benennung in An-
spruch nehmen zu können.  
 

zu III. 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 3 Abs. 1 
Nr. 2 des Kostengesetzes, da die Allgemeinverfü-
gung von Amts wegen zur Aufrechterhaltung und Si-
cherstellung der Zerlegung, Verarbeitung und Lage-
rung von Fleisch, Fleischerzeugnissen und Tierdarm-
hüllen von Schweinen aus Sperrzonen II und III im öf-
fentlichen Interesse ergeht.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb ei-
nes Monats nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
Klage erhoben werden bei dem  

Bayer. Verwaltungsgericht in Bayreuth, 

Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bay-
reuth, 

Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! 

Ab 1. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch ein-
reichen.  

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
 

Bayreuth, den 4. Dezember 2024 
Regierung von Oberfranken 

Thomas   E n g e l 
Regierungsvizepräsident 
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